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6. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 19. Juni 1862. 


re Telegraphiſche Nachrichten. 
terpellirte 6 
nale verbreitete Gerücht babe, daß Frankreich die Löſung der römifchen 
Erſtaunen über eine ſolche Interpellation 
jenem Gerüchte als jeden Grundes entbehrend. 


Die Conceſſion zu einer Eiſenbahn von Aleſſandria nach Bra wurde von 


der Kammer bewilligt. 
Semlin, 17. Juni. Das Bombardement der Feſtung auf die Stadt 


entigen Morgenblatt auch 
mehreren Punkten. Garaſ chanin hat das Landvolk herbeigerufen. 
. 16. Juni. Die „Temesv. Ztg.“ meldet: „Die Serben haben 
geſtern Nachts 10 Uhr auf die türkiſchen Wachtpoſten in der Stadt Belgrad 
ein blutiges Attentat verübt und bei dieſer Gelegenheit die türkiſche Mann⸗ 


ſchaft niedergemetzelt, wie auch die in der Nähe des „ 
genen türkis en Wachtgebäude den iet died en ef 


. ) äude demolirt. Es entſpann ſich hierdurch ein hef⸗ 
tiges Geplänkel mit der Feſtung, das die ganze Nacht Aude eh 150 
jetzt fortdauert, und dem ſchon viele Todte und Verwundete zum Opfer fielen. 
Sämmtliche Conſuln legten ſogleich energiſchen Proteſt gegen eine etwaige 
Beſchießung der Stadt ein, dem es wohl auch zuzuſchreiben iſt, daß bis zur 
Stunde noch kein Kanonenſchuß fiel. Fürſt Michael, welcher ſich auf einer 


Reiſe befindet und von dem bedauerlichen Vorfall ſogleich benachrichtigt 


wurde, wird jeden Augenblick erwartet. Die öſterreichi i 
landen übrigens ohne alle Behinderung in Dagrad⸗ RN, Fance 
1 he vis b era hen 10 ſammtliche Türken in die Feſtung 
aben, und momentan Ruhe iſt.“ i P 
beter ann Habe be iſt.“ (Weitere Ausführung frü 


— —. 


— — ENTERTAINER ARRDSEHLBERETON. 


Preußen. 


; Landtags - Verhandlungen. 
12. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (am 18. 

Gräſident Grabow eröffnet die die Sitzung um 10% Uhr. 
ſtertiſche: Niemand, ſpäter Graf zur Lippe, v. d. Heydt, 


v. Roon, v. Jagow, v. Mühler, v. Holzbrinck i a i 
5 Ey a Holz und Regierungs⸗Commiſſar 


bg. Dr. Faucher überreicht den bereits in der vergangenen Seſſion 


Juni). 
Am Mini⸗ 


vorgelegten Entwurf eines Gewerbegeſetzes. Der Entwurf wird der Com⸗ 


miſſion für Handel und Gewerbe übergeben. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung ſind Wahlprüfungen. Der Re⸗ 
ferent der erſten Abtheilung erklärt, daß ſich bei den Nachwahlen im erſten 
und zweiten berliner Wahlbezirke Bedenken herausgeſtellt hätten, über welche 
die Ahtheilung in der nächſten Sitzung referiren werde. Es folgt die Vor⸗ 
reſp. S lußberathung über den Antrag des Abg. v. Rönne (Solingen), 
betreffend die Bezeichnung der Druckſachen des Hauſes. Der Präſident: 
Daß die Regiſtratur die bisherige Bezeichnung nur gewählt habe, um die 
Drucksachen von denen der aufgelöſten Seſſion zu unterſcheiden. Die richtige 
Bezeichnung werde fein: Siebente Legislaturperiode; Seſſion 1862, 1863 
und 1864. Der Antragſteller v. Rönne bemerkt, daß durch die bisherige 
Bezeichnung das Haus ſtillſchweigend anerkenne, daß es eine Fortſetzung des 
aufgelöſten Hauſes ſei. Abg. v. Malinkrodt behauptet, daß es ſich hier 
lediglich um eine geſchäftliche Maxime, nicht um ein Prinzip handle, und daß 
es deshalb gerathen ſcheine, die Sache zu laſſen, wie ſie bisher geweſen. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen, der Antrag des Abg. v. Rönne an: 
e Bericht über den Paßgeſ f. U 

Hierauf folgt der Beri er den Paßgeſetzentwurf. Ueber die Com⸗ 
miſſions⸗Vorſchläge iſt ſchon Ausführlicheres mitgetheilt; beizufügen ift hier 
nur, daß vom Abg. Fliegel ein Amendement eingegangen iſt, welches in 
9 7 neben dem Paßedict von 1817 die Aufenthaltskarten⸗Verordnung vo 

a deſſelben Jahres durch das gegenwärtige Geſetz für aufgehoben 
erklärt, 


Abg. v. Rönne (Solingen) als Berichterſtatter: Es handle ſich nicht 
um Abſchaffung einer Form, ſondern um Aufhebung eines Princips, welches 
niemals wieder Im Geltung kommen dürfe; es fei dies das Princip der all: 
gemeinen Verdächtigkeit; nach dem Begriff des Polizeiſtaats mache ſich jeder 
Reiſende durch die bloße Reiſe an ſich verdächtig; ein ſolches Prinzip ſei 
110 mit einem Rechts⸗ und Verfaſſungsſtaat unvereinbar. Die Paßvor⸗ 
chriften würden zwar gegenwärtig mit einer gewiſſen Humanität gehand⸗ 
habt, aber in ihrer ganzen Strenge träfen ſie noch die arbeitenden Klaſſen. 
Einen Arbeit ſuchenden Menſchen als arbeitsloſen Umhertreiber anzuhal⸗ 
ten und zu beſtrafen — das ſei ein Syſtem, mit welchem man brechen müſſe. 
Zudem ſei das Paßweſen in Zeiten der Reaction zu politiſchen Verfolgungen 
gemißbraucht; miß 1 Zeitungsverleger und Redacteure ſeien ausgewieſen 
und chikanirt; durch ufbebung des Paßzwanges würde eine bedeutende 
Breſche in den Polizeiſtaat geſchoſſen werden. — Eine allgemeine Debatte 
wird nicht beliebt; zu § 1 nimmt der Abg. Eberty das Wort. Das Ge: 
ſetz, bemerkt er, ſei nur Ausführung eines verfaſſungsmäßigen Rechts, aber 
eine theuer erkaufte, durch die Anerkennung nämlich des polizeilichen Rechts 
auf Legitimationsprüfungen, wie fie im zweiten Abſatze des § 1 feſtgeſtellt 
ſei, eine Erörterung dieſes Rechts gehöre nicht in dieſes Geſetz und 
er werde gegen dieſen Satz ſtimmen. Der Miniſter des Innern erklärt 
ſich gegen die Aenderung von „Unſern“ in „pteußiſche Staaten“, welche keine 
Verbeſſerung ſei. Auch ſei wohl der Ausdruck „Staatsgebiet“ hier correcter. 
Der (vom Vorredner angefochtene) zweite Satz ſei N im Der ele 
der öffentlichen Sicherheit. — Man geht hierauf zur Abſtimmung, der erſte 
Abſatz wird faſt einſtimmig, der zweite mit großer Majorität angenommen. 

§ 2. (Paßpflichtbefreiung auch für Ausländer) wird ohne Debatte an: 
genommen. Zu $ 3 (fortdauernde Legitimationspflicht, wenn ein beſon⸗ 
berer geſetzlicher, dem Reiſenden bekannt zu machender, Grund zu einer ſol⸗ 
chen 1 vorliegt,) iſt von dem Abg. Karſten ein Amendement 
eingebracht, welches den zweiten Satz dahin abändert: der Grund die ſes 
Erforderns muß dem Betreffenden jedesmal angegeben werden. Der Mi: 
niſter des Innern erklärt ſich gegen den Commiſſionszuſatz, der die je⸗ 
des malige Angabe eines geſetzlichen Grundes erheiſcht; damit ſei die Er: 
füllung der polizeilichen Aufgabe unvereinbar, wenn er auch eineswegs das 
Geſetz ſo auffaſſe, als ſolle jeder Reiſende jedesmal einer Legitimations⸗ 
prüfung unterworfen werden. Abg. Eberty für Streichung des Artikels, 
da die Legitimationsprüfung überhaupt, aber nicht innerhalb dieſes Ge⸗ 
jenes, auf geſetzliche Baſen geſtellt werden müſſe. Abg. Reichenſperger 
(Köln) ebenfalls gegen den Paragraphen. In ein Paßgeſetz gehöre derſelbe 
uicht, da eine Legitimationsprüfung jedem, nicht blos den Reiſenden, aufer⸗ 


legt werden könne. Der Vorbehalt der Commiſſion, der „geſetzliche Grund“, 


mache die Ausführung illuſoriſch, entweder zu Ungunſten der Behörde oder 
der Reiſenden. Abg. v. Gottberg gegen das Wort „Reiſende“, da im 
§ 1 aud der Aufenthalt innerhalb des Staates in dies Geſetz mit hinein⸗ 
gezogen worden ſei, er ſtellt dem entſprechend das Amendement auf Streichung. 
Abg. Karſten gegen den Vorredner: Auch der verweilende Fremde 
bleibe Reiſender; für ſein eigenes Amendement, da die ict lar e ein „be⸗ 
ſonderer geſetzlicher Grund“ im Sinne dieſes Geſetzes nicht klar ſei Wenn 
das Geſe von 1850 zum Schutze der perſönlichen Freiheit das Recht, in 
polizeiliche Verwahrung zu nehmen, in § 6 ſehr allgemein auffaſſe, jo muſſe 
doch das geringere Recht, die Legitimation zu prüfen, mindeſtens eben jo 
wenig bedingt ſein. Die Angabe des Grundes ſei hingegen erforderlich, 
um den Reiſenden die Beſchwerde gegen Chikanen zu ermöglichen. Abg. 
Waldeck gegen den ganzen § 3. Die Angabe des geſetzlichen Grundes 15 
kein genügender Schutz, da die Polizei Richterin über das Vorliegen dieſes 
Grundes bleibe. Nach der Regierungs⸗Vorlage aber widerſtreite § 3 voll⸗ 
ſtändig dem Principe des Geſetzes. Der Ausländer ſei nicht verpflichtet zur 
Kenntniß der Geſetze, er werde ſich der polizeilichen Aufforderung nicht 
fügen, wenn er ſie nicht für berechtigt halte. Die Commiſſion hätte alſo 
wenigſtens eine Nomenclatur der Geſetze, welche jenes polizeiliche Recht con⸗ 
Mine ſollen, beifügen ein. Die „genügende“ Auskunft und die dem 
tinifter in § 9 gelaſſene Befugniß, feine Anſicht zur Grundlage dieſes poli⸗ 
eilichen Rechts zu machen, würde das Princip des Geſetzes vollends durch⸗ 
löchern. Abg. Diekmann, ebenfalls gegen den Paragraphen: Einen for: 
mellen Grund, die Legitimation zu erzwingen, habe nicht einmal der 


x 


nern or 


17, Juni. In der beutigen Sitzung der Deputirtenkammer in⸗ 
urzio das Ministerium darüber, welchen Grund das durch Senn 


ß. rage 
durch Abtretung der Inſel Sardinien angeboten hätte. Ratazzi drückte ſein 


aus und widerſprach energilch 


begonnen (nach einer ſpäteren Depeſche 
on aufgehört). Die Stadt brennt an 


Graf Itzenplitz, 


Richter; eventuell würde er dem Amendement Karſten zuſtimmen. Abg. 
Leue (Salzwedel) ebenfalls gegen § 3, da die Polizei ohnehin das Recht 
der Feſtnehmung gegen Verdächkige habe. Und was ſolle geſchehen, wenn, 
nach § 3, ſich Jemand nicht ausweiſen wolle oder könne? Dann würde man 
den Betreffenden doch feſtnehmen. Dies halte er mit dem Geſetze zum 
Schutze der perſönlichen Freiheit nicht für vereinbar, welches für eine Feſt⸗ 
nahme den Verdacht eines beſtimmten Vergehens und beſtimmte Termine 
zur Vorführung vor den Richter erheiſche. Dieſe Befugniß der Polizei 
werde aber durch § 3 nur noch verſtärkt. 

Der Miniſter des Innern: Die jetzige Befugniß der Polizei beruhe 
auf dem Paßedict; werde letzteres aufgehoben, ſo müſſe die Legitimations⸗ 
verpflichtung anderweitig zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung aus⸗ 
geſprochen werden, deshalb ſei 8:3 nothwendig. — Abg. Faucher: Die 
Regierungsfaſſung mache das Geſetz zum Privilegium der Wohlhabenden, 
zum Zwange der Armen. „Nachweis der Unterhaltungsmittel“ — was ſei 
dazu in den Augen der Polizei ausreichend? Die Arbeitshäusler koſten 
80 Thlr. jährlich an Unterhalt, dieſes kapitaliſirt ergebe 2000 Thlr., ſoviel 
müſſe alſo ein Reiſender wohl ſtets bei ſich führen? Gerade dieſe 
Plackerei laſſe Deutſchland in den Augen des Auslandes ſo ungünſtig 
erſcheinen. Auch die Faſſung der Commiſſion verwerfe er. Wenn jener 
„geſetzliche“ Grund in einem andern Geſetze ſtehe, warum ſollte er noch 
in dieſem wiederholt werden? Nachdem Abg. Leue (Salzwedel) dem 
Miniſter in einigen Worten entgegnet, Abg. Harkort kurz gegen 
den § 3, Abg. v. Sänger für das Amendement Karſten event. für Aus⸗ 
ſchluß der Worte „Mittel zu ihrem Unterhalte“ in der Regierungsvorlage 
ſich geäußert, wird der Schluß der Debatte genehmigt, ſämmtliche Amende⸗ 
menis werden verworfen, die Commiſſionsvorlage ebenfalls; für die Regie⸗ 
rungsvorlage erhebt ſich nur ein Theil der Altliberalen, die Mitglieder der 
Fraction Reichenſperger und die conſervative Fraction, auch ſie iſt abgelehnt. 
$ 3 ift demnach ganz geſtrichen. — § 4 (Aufhebung des Viſirungszwan⸗ 

es) wird ohne Debatte angenommen. — Bei § 5 (zur Ausſtellung von 
Päſſen ermächtigte Behörden) macht der Miniſter des Innern darauf 
aufmerkſam, daß, wenn ſämmtliche ſtädtiſche Polizeibehörden, nach dem 
Vorſchlage der Commiſſion, zur Ertheilung von Päſſen berechtigt ſein ſollten, 
dies dem Auslande gegenüber wirkungslos ſein werde. 

Abg. Fliegel glaubt, daß dies mit den Landrathspäſſen ebenſo der Fall 
ſei. — Abg. Michaelis: Der Vorſchlag der Commiſſion ſolle beſonders den 
kleinen Grenzſtädten zu Gute kommen; es ſei jedem zu überlaſſen, ſich zu 
unterrichten, wie weit er mit ſeinem Paſſe reiche und in welchen Fällen er 
ſich denſelben von einer andern Behörde verſchaffen müſſe. — $ 5 wird in 
der Commiſſionsfaſſung mit großer Majorität angenommen. — Bei 8 6 
(Ausfertigungsgebühren) will Abg. v. Gottberg im Intereſſe der kleinen, 
unvermögenden Arbeiter vollſtändige Streichung dieſer Gebühren für Inlands⸗ 
Päſſe; die Polizei thue ja ſo vieles umſonſt (Heiterkeit), warum nicht auch 
dies? — Die Streichung wird faſt einſtimmig genehmigt und der Paragraph 
in dieſer Form ebenfalls. — $ 7 (Paßpflichtigkeit in politiſchen Ausnahme: 
Zuſtänden auf Grund beſonderer königl. Verordnung, zu deren Erlaß § 7 
ausdrücklich für gewiſſe Ausnahmezuſtände ermächtigen will) will die Com⸗ 
miſſion ſtreichen. Der Miniſter des Innern: Der Art. 63 der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde reiche nicht für die Befugniß aus, welche die Regierung in 
Anſprüch nehmen müſſe, und fo lege er einen großen Werth auf Beibehal⸗ 
tung des § 7. Abg. v. Sänger: Der Paragraph zeige in dem Ausdrucke: 
(beim Eintritt) „ſonſtiger Ereigniſſe“ eine bedenkliche Unbeſtimmtheit, aber 
mit Beſeitigung deſſen ſei er für die Annahme. Man ſollte die Regierung 
ſo wenig als möglich auf Art. 63 der Verfaſſung hinweiſen, das widerſtreite 
dem Intereſſe der Landesvertretung. Auch habe die Regierung im Belage⸗ 
rungszuſtandsgeſetze ohnehin weit größere Befugniſſe. Abg. Reichenheim 
gegen den Paragraphen wegen der Unbeſtimmtheit des Ausdrucks „bedroht 
erſcheint“. Abg. Dr. Freſe (Minden): Gerade das Geſetz wegen des Be⸗ 
lagerungszuſtandes mache die hier in Frage ſtehende Beſtimmung überflüſſig, 
daſſelbe ſei viel ſtrenger, aber auch viel ſchärfer an Ae geknüpft. 
Man habe die Periode der Geſetzesverdrehung, der Annullirung der wich⸗ 
tigſten Rechte durch Geſetzesauslegung noch nicht weit genug hinter ſich, um 
das Bedenken des Abg. Reichenheim für grundlos zu halten; in der Perſon 
des Finanzministers rage jene Periode noch in die Gegenwart herein. 

99 Wachler für Streichung. Abg. v. Saenger gegen Reichenheim: 
Das Bedrohterſcheinen ſei nicht mehr Sache ſubjectiver Anſchauung, als 
das Bedrohtſein ſelber. Gegen Dr. Freſe. Solle denn in all den Fällen, 
die § 7 im Auge habe, jedesmal der Belagerungszuſtand erklärt werden? 
Abg. v. Malinckrodt gegen Dr. Freſe: Auch über das Zeitalter der Re⸗ 
volution ſei man noch nicht hinweg (Oho! zur Linken); der Regierung dürfe 
das Recht zum Schutze der Ordnung nicht verſchränkt werden. Der Schluß 
der Debatte wird angenommen, der Commiſſionsantrag genehmigt, d. h. § 7 
geſtrichen. — Zu $8 ($ 7 Commiſſionsentwurf, Aufhebung des Paßedicte 
von 1817) gehört das Eingangs erwähnte Amendement Fliegel. Von dem 
Abg., v. Gottberg wird beantragt, die von dem Abg. Fliegel gewünſchte 
Aufhebung correcter, als die der „Generalinſtruction vom 12. Juli 1817“ 
zu bezeichnen. Abg. Krieger (Jüterbogk) will, namentlich die General: 
iſtruction u. ſ. w. geia t wiſſen. Die beiden Antragſteller verſchmelzen das 
Amendement. — Abg. Flieg el: Der von ihm beantragte Zuſatz ſei deshalb 
nicht überflüſſig, weil nach der Erklärung des Regierungs⸗Commiſſarius in 
der Commiſſion die Aufenthaltskarten nichts mit dem ant zu thun hätten; 
die Sache ſei in der Commiſſion nicht zum Austrag gekommen und deshalb 
habe er fein Amendement geſtellt, um alle Zweifel in dieſer Beziehung zu 
beſeitigen. Der Miniſter des Innern erklärt, daß es nicht ganz ange⸗ 
meſſen erſcheine, miniſterielle Verordnungen in dem Geſetze zu erwähnen; 
der Aufhebung der Inſtruction zum Paßedil bedürfe es nicht, weil ſie ſich 
nach dem Geſetze von ſelbſt verſtehe. Abg. Fellenberg behauptet, daß 
in der Provinz noch das Streben nach Einſchränkung der perſönlichen Freiheit 
vorhanden ſei und erzählt ein Beiſpiel dafür aus ſeiner Heimat. Abg. 
Ber e zieht ſein Amendement zu Gunſten des v. Gottberg ſchen zurück. 
Der Referent erklärt ſich Namens der Commiſſion mit dem Amendement 
v. Gottberg reſp. Krieger einverſtanden und das Haus genehmigt den $ 
in Verbindung mit dieſen beiden Amendements. — § 9 beſtimmt, daß der 
Miniſter des Innern mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt ſei und 
die Behörden mit der erforderlichen Inſtruction zu verſehen habe. 

Abg. Senff erklärt ſich gegen dieſen § 1. Derſelbe, wie er hier gefaßt 
ſei, ſo führt der Redner aus, ſtamme noch aus der Zeit der unumſchränkten 
königlichen Gewalt, wie ſie jetzt nicht mehr exiſtire. Ein Geſetz, welches von 
dem Könige und den beiden Kammern angenommen worden, ſei ein Geſetz, 
und die Vollziehung deſſelben ſei eine Prärogative des Königs. Der Mini⸗ 
ſter des Innern, wie jeder Andere, habe den „Befehl“, das Geſetz auszu⸗ 
führen, und der in § 9 gegebene „Auftrag“ ſchwäche alſo den Befehl ab. 
Auch der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ſei bei der Ausführung 
des Geſetzes betheiligt, und dieſer ſolle doch nicht dem Miniſter des Innern 
untergeordnet werden, den § 9 ausſchließlich nenne. Er beantrage deshalb 
den § 9 als verfaſſungswidrig, gefährlich, bedenklich und unweſentlich zu 
verwerfen. Abg. Eberty hält den § ebenfalls für überflüſſig und bedenk⸗ 
lich, Bei der Abſtimmung wird der § mit großer Majorität verworfen. 
Damit iſt die Berathung dieſes Geſetzentwurfes beendet. 

Das Haus geht über zu dem Aten Gegenſtande der Tagesordnung: Be: 
richt der Juſtizeomm. über die Petitionen, betr. die zeugeneidliche Ver⸗ 
nehmung von Redacteuren u, f. w. wegen Feſtſtellung der Perſönlich⸗ 
keit der Einſender von Zeitungsartikeln u. dgl. Bekanntlich hat die Comm. 
in Anerkennung der Richtigkeit der in den Petitionen ausgeſprochenen Gründe 
beantragt, einen neuen Geſetzesparagraphen zu erlaſſen, dahin lautend: 
„Drucker, Verleger, Commiſſionsverleger und Redacteure dürfen nicht durch 
Zwangsmaßregeln angehalten werden, die Verfaſſer oder Herausgeber von 
anonymen Druckſchriſten, Artikeln oder Inſeraten namhaft zu machen.“ 

Amendements find eingegangen: 1) von dem Abg. v. Rönne (Glogau): 
zu ſetzen „von anonymen oder pſeudonymen“; 2) vom Abg. Kratz: eine 
motivirte Tagesordnung „in Erwägung, daß die Petitionen keine thatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Momente zu der beantragten Declaration darbieten“; 
3) von den Abg. Bering, Leue (Salzwedel), Model: hinter den Schluß⸗ 
worten „namhaft zu machen“, hinzuzufügen: „ſofern der ſtrafbare Inhalt 
der Schrift Gegenstand der Unterſuchung iſt.“ 

Referent Abg. Dr. Koch macht darauf aufmerkſam, daß die §§ 35 und 
37 des Preßgeſetzes ſtets gemeinſchaftlich zu berüdjichtigen ſeien, während 
der Commithons Bericht abwechſelnd auf einer derſelben Bezug nehme. 


Abg. Plaßmann: Der Veröffentlichung von Amtsgeheimniſſen müſſe 
ſtets ein Amtsvergehen, alſo ein Disciplinar⸗Vergehen vorangegangen ſein, 
um deſſen Beſtrafung es ſich handle, folglich müßten die Redacteure auch 
gezwungen werden können, den betreffenden Verfaſſer zu nennen. Geſetzt, 
es werde einem Autor ein Manuſcript geſtohlen und veröffentlicht, ſo 
würde es doch nöthig fein, den Redacteur oder Verleger zwingen zu können, 
den Namen des Diebes zu nennen. Deshalb genüge der elepentwurf 
nicht. Der Entwurf meine nur Disciplinar⸗Vergehen; das hätte er auch 
ausſorechen ſollen. Der Staat habe keine Veranlaſſung, das Geheimniß 
der Preſſe, das doch jedenfalls nur ein mechaniſches ſei, zu ſchützen. Er 
ſei alſo gegen den Entwurf, gegen die Amendements und auch gegen die 
motivirte Tagesordnung, eine einfache Tagesordnung genüge. 

Abg. Becker: Zur Herſtellung eines Preßerzeugniſſes ſei der Verfaſſer, 
der Drucker und der Verbreiter nothwendig; verantwortlich ſeien alle drei. 
Der Verleger kenne nicht immer den Inhalt einer Zeitung, noch weniger der 
Drucker; hauptſächlich aber der Redakteur. Wer ſei aber bei einer Zeitung 
der Verfaſſer? Hier muß eine Perſon die anderen decken. Der Ankläger 
müſſe, wenn er einen Artikel als ſtrafbar bezeichne, entweder den wirklichen 
Verfaſſer namhaft machen, oder den Redakteur als verantwortlich dafür gel⸗ 
ten laſſen. Aus dem ganzen Weſen der Preſſe gehe hervor, daß ſie ein⸗ 
heitlich vertreten fein müſſe, in der Idee und in der Form. Das mache 
ja eben die berliner Preſſe ſo gut, weil die einzelnen Blätter eine beſtimmte 
Partei vertreten, nur die „Sternzeitung“ nicht; die jetzige Regierung habe 
keine Preſſe, nur Scribenten. Die Anonymität ſei bei der Zeitungspreſſe 
durchaus nothwendig. Schon früher habe man ſie dulden wollen, aber man 
ſei nicht durchgedrungen. (Als Beiſpiele citirt der Redner die Staatsnach⸗ 
richten des alten göttinger Schlözer im vorigen Jahrh. und die berühmten 
Junius⸗Briefe) Etwas anderes ſei es, wenn, wie bei dem v. d. Heydtſchen 
Briefe, eine Zeitung wie die Voſſiſche die Vertretung der Echtheit übernehme, 
oder blos ein einzelner noch ſo geachteter Privatmann, wie z. B. Blu⸗ 
menthal; auf ein bloßes Inſerat des Letzteren würde Niemand viel gegeben 
haben; der „Voſſiſchen Zeitung“ aber glaubte ganz Europa, daß der Brief 
echt ſei. Deßhalb müſſe die Preſſe in ihrem Geheimniß geſchützt werden. 
In ſeiner Heimath ſei der Fall vorgekommen, daß der Staatsanwalt von 
dem Redakteur eines Blattes habe wiſſen wollen, wer der Verfaſſer von ge⸗ 
wiſſen unmoraliſchen Gemeinplägenffei, die, wenn man ſie in Verbindung mit 
einer beſtimmten Verſammlung bringen wollte, als Pasquill erſcheinen 
könnten. Der Redakteur habe den Commis eines Kaufmanns als Ueberbrin⸗ 
ger genannt; der Staatsanwalt, in der Vermuthung, der Kaufmann ſei der 
Verfgſſer, habe dieſen ſogleich vernommen. Auf die Frage des Kaufmanns, 
was denn nun geſchehen würde, wenn er wirklich der Verfaſſer dieſer unmora 
liſchen Gemeinplätze ſei, habe ihm der Staatsanwalt geantwortet, daß man 
dann von ihm wiſſen wolle, auf wen dieſelben gemünzt ſeien. Man habe 
alſo den Kaufmann veranlaſſen wollen, hinterher noch eine Beleidigung zu 
begehen. Wenn es bei den jetzigen Verhältniſſen möglich ſei, daß ein Staats⸗ 
anwalt ſich ſo „verbieſtern“ könne, ſo ſei es doch wohl wünſchenswerth, daß 
dem jetzigen Zuſtande ein Ende gemacht werde. (Heiterkeit u. Zuſtimmung.) 

Juſtiz⸗Miniſter Graf zur Lippe: Namens der Staatsregierung kann ich 
die Erklärung abgeben, daß dieſelbe dem Comm. ⸗Vorſchlage ihre Zuſtimmung 
nicht geben kann. Der Comm.⸗Vorſchlag geht dahin: 1) den Beſchwerden 
der Petenten abzuhelfen und 2) den beigelegten Geſetz»Entwurf anzunehmen. 
Darum muß ich annehmen, daß die Comm. der Meinung geweſen, es ſeien 
von den Behörden die beſtehenden Geſetze bisher zu Recht aufgefaßt und 
angewendet worden; man hat nur die Verhältniſſe als unzuträgliche ange⸗ 
ſehen, und deswegen Veränderungen herbeiführen wollen. In den Petitio⸗ 
nen handelt es ſich gar nicht um ein Preßvergehen, ſondern um eine Unter⸗ 
ſuchung in einer Disciplinarſache; wie kommt nun die Comm. zu ihrem 
Antrage, aus einer Beſchwerde über eine Disciplinarſache eine Aenderung 
des Preßgeſetzes zu beantragen? Das geht über das Maß weit hinaus. 
Durch die Aenderung ſoll der Staats⸗Regierung die Befugniß genommen 
werden, Zeugen darüber zu vernehmen, ob ſich Jemand eines Disciplinar⸗ 
vergehens ſchuldig gemacht habe oder nicht. Dieſe Befugniß werden Sie 
der Staatsregierung nicht nehmen können, dieſe Befugniß muß jede Regie⸗ 
rung haben. Es it darauf hingewieſen worden, daß der § 35 des Preß⸗ 
geſezes dem Redacteur die Verpflichtung auferlege, ſich vernehmen zu laſſen. 

ch habe das Preßgeſetz ſehr or durchgeleſen, im finde aber im | 35 nur 
Verleger und Commiſſions⸗Verleger genannt, und es ijt noch keinem Richter 
eingefallen, darunter den Redacteur zu verſtehen. Es iſt noch keine Strafe 
gegen den Redacteur aus § 35 des Preßgeſetzes verhängt worden, wenn er 
nicht etwa aus § 34 als Theilnehmer angejehen werden konnte. Die ganze 
Deduction der Commiſſion iſt alſo eine irrige. Es iſt ferner auf den De⸗ 
nunciantenzwang hingewieſen; von einem ſolchen Zwange iſt aber ebenfalls 
keine Rede. Denunciant iſt derjenige, welcher ſich freiwillig bei der Behörde 
meldet; jeder im Staate iſt aber verbunden, dem Richter über ſeine Wiſſen⸗ 
ſchaft ein zeugeneidliches Zeugniß abzulegen, und es wird hier die Zeugen⸗ 
pflicht und der Denunciantenzwang verwechſelt. Wenn nun die Commiſ⸗ 
ſionsgründe eigentlich nicht beweiſen, was fie beweiſen ſollen, jo glaube ich, 
iſt der Geſetzentwurf, den ſie vorgeſchlagen hat, nicht begründet. Wir leben 
nach unſerer Verfaſſung in dem Zustande, daß alle Preußen vor dem Ge⸗ 
ſetze gleich ſind. Würde dieſe Gleichheit nicht vollſtändig aufhören, wenn 
eine Klaſſe anders behandelt werden ſollte, als alle übrigen? Die Regierung 
it deshalb nicht in der Lage, dem Commiſſions⸗Antrage ſtattzugeben, 
und ich bin der Meinung, daß alle Conſequenzen, welche die Commiſſion 
gezogen hat, nicht richtig ſind, und daß über ihren Antrag zur Tages⸗Ord⸗ 
nung gegangen werden muß. 


Abg. Dr. Becker beantragt, die Commiſſions⸗Vorlage ſammt den Amen⸗ 


dements zu weiterer Berichterſtattung an die Commiſſion zurückzugeben. 

Der Vicepräſident Behrend, der inzwiſchen den Vorſitz übernommen, 
erachtet dieſen Antrag für einen, der zugleich auf Vertagung der ganzen 
Debatte abzielt. Die Abgg. Rohden und Waldeck glauben, daß die Ger 
neral⸗Diskuſſion erſt zu Ende geführt und demnächſt über den Antrag ab⸗ 
geſtimmt werden müſſe; das Haus iſt damit einverſtanden. . 

Abg. Kratz auf der Tribüne faſt unverſtändlich) für motivirte Tages⸗ 
ordnung. Das vorgeſchlagene Geſetz gebe der Preſſe eine ungerechtfertigte 
Ausnahmeſtellung, ſchade der Freiheit der Preſſe und erreiche feinen Zweck nicht. 

Abg. Waldeck: Der Juſtiz⸗Miniſter habe der Commiſſion gewiſſer⸗ 
maßen vorgeworfen, daß ſie nicht wüßte, was ſie wollte. Der Wort⸗ 
laut des Entwurfs ſei aber ganz klar. Das jetzige, wenn auch nicht ſehr 


freiſinnige Preßgeſetz ſchütze den Drucker und Verleger, wenn fie den Ver⸗ 


faſſer nennen könnten. So müſſe es auch fein, Seien ſie Theilnehmer an 
der Strafbarkeit, ſo dürften ſie natürlich nicht gegen ſich ſelbſt Zeugniß ab⸗ 
legen müſſen. Diebſtahl und andere Rechtsvergehen ſtraflos zu laſſen, falle 
Keinem ein. Eine Declaration habe man die Vorlage nicht nennen wollen; 
die Form ſei auch überhaupt gleichgiltig. Der Geiſt der Sache ſei der Schutz 
der Preſſe. Im Uebrigen ſei er gegen Vertagung der Entſcheidung durch 
Zurückverweiſung an die Commiſſion. 
Es wird Schluß der General⸗Diskuſſion beantragt und angenommen. 
Für den Antrag des Abg. Becker, den Entwurf und die Amendements an 
die Commiſſion zurückzuweiſen, ſpricht Arg. Duncker und erwähnt, daß die 
Behörde die Redakteure von Blättern gezwungen habe, die Correſpordenten 
ganz anderer Blätter zu nennen, wenn man geglaubt, ſie kennten ſie. 
Vice⸗Präſident Behrend, der den Vorſitz übernommen, frägt ob das 
Haus noch eine weitere Debatte über den Antrag Becker wolle. Es erhebt 
ſich Niemand. 
Der Antrag 
nommen. E b i 
Präſ. Grabow ſchließt die Sitzung um 2% Uhr. Nächſte Sitzung 
Freitag 9 Uhr. Tagesordnung: Präsidentenwahl, Abſtimmung über Sich 
geſetz, Wahlprufungen, Militär: Conventionen, Virchow'ſche Interpellation 
wegen des Turnweſens, erſter Bericht der Budgetcommiſſion. 


Berlin, 18. Juni. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Legations⸗Seeretair in Paris, Major à la 
suite des 1. Garde⸗Ulanen⸗Regiments, Prinzen Heinrich VII. Reuß, 
den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, dem Domainen⸗ 
rath und Forſtkaſſen⸗Rendanten a. D. Au guſt Gottlob Maye zu 
Annaburg im Kreiſe Torgau den rothen Adlerorden dritter Klaſſe mit 
der Schleife, dem Stadt: und Kreisgerichtsrateh Edu ard Moritz 


Becker (Zurüdweifung an die Commiſſion) wird ange⸗ 


0 


bekannt gemacht werden wird. 


vernichtet hatte. 


Doerk zu Magdeburg und dem Rentner Peter Jakob Friſche zu 
Elberfeld den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, ſo wie dem kaiſerlich 
franzoͤſiſchen Fregatten⸗Capitän Thomaſſet den königl. Kronen⸗Orden 
dritter Klaſſe zu verleihen. 
Des Königs Majeſtät haben mittelſt allerhöchſten Erlaſſes vom 24. Mai 
d. J. die in dem notariellen Akte vom 7. April d. J. verlautbarten „revi⸗ 
dirten Statuten der ſchleſiſchen Bergwerks⸗ und Hütten⸗Actien⸗Geſellſchaft 
Vulcan in Beuthen O. S.“, welche an Stelle der unter dem 14. April 1856 
beſtätigten Statuten treten, mit der Maßgabe zu genehmigen geruht, daß 
an Stelle derjenigen Beſtimmungen dieſer Statuten, welche mit den Vor⸗ 
ſchriften des allgemeinen deutſchen Handeisgeſetzbuchs oder des Einführungs⸗ 
eſetzes zu demſelben nicht übereinſtimmen, dieſe Vorſchriften Anwendung 
nden ſollen, was hierdurch nach Vorſchrift des Art. 12 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuche mit dem Bemerken zur 
offentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der allerhödjite Erlaß nebſt den re⸗ 
vidirten Statuten durch das Amtsblatt der königlichen Regierung zu Oppeln 
ge Berlin, den 14. Juni 1862 
Der Minifter für Handel, Gewerbe u. öffentliche Arbeiten. v. Holzbrinck. 
Der ‚Dr. Höpfner iſt als ordentlicher Lehrer am Wilbelms⸗Gymnaſium 
8 Berlin angeſtellt worden. Der Thierarzt erſter Klaſſe Guftav Adolph 
chwalenberg aus Halberſtadt iſt zum Kreis⸗Thierarzt des Kreiſes Bel⸗ 
gard (Reg. Bezirks Köslin) ernannt worden. (St.⸗A.) 
erlin, 18. Juni. [Vom Hofe.] Se. Maj. der König be⸗ 
ſichtigte heute Früh unter den Linden eine combinirte Compagnie des 
2. Garde⸗Landwehr⸗Regiments und nahm hierauf die Vorträge der 
Staatsminiſter v. d. Heydt, Grafen Bernſtorff, v. Mühler und des 
Geheimen Kabinetsraths Wirklichen Geheimen Raths Illaire entgegen; 
ertheilte dem königl. ſächſiſchen Geſandten v. Könneritz, ſowie dem 
Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Mathis Audienzen und 
kehrte Abends nach Schloß Babelsberg zurück. — Se. koͤnigl. Hoh. 


der Kronprinz kam heute Morgens von Potsdam nach Berlin und 


empfing nach einigen Vorträgen in Hoͤchſtſeinem Palais den Lieute⸗ 
nant v. Brandt, welcher als Konſul nach Japan abreiſt. Nach der 
Beſichtigung der Compagnie des 2. Garde⸗Landwehr⸗Regiments, bei 
welcher Se. koͤnigl. Hoheit der Kronprinz an der Seite Sr. Majeſtät 
des Königs erſchien, begab ſich Höͤchſtderſelbe nach Potsdam zurück. 
Die Reife Sr. königl. Hoh. an den engliſchen Hof zu den Vermäh⸗ 
lungsfeſtlichkeiten iſt auf Ende nächſter Woche feſtgeſetzt. 

— Heute Vormittag um 10 Uhr trat das Staat sminiſte⸗ 
rium im Miniſterzimmer des Abgeordnetenhauſes zu einer Sitzung 


Deutſchland. 

Kaſſel, 15. Juni. [Eides verweigerung.] Der „Zeit“ 
wird geſchrieben: „Das Hängen in der Schwebe wird nachgerade 
unerträglich. Statt vieler Fälle nur Einen, um zu beweiſen, 
wie nothwendig es iſt, den Bundesbeſchluß unverzögert auszuführen. 
Der Sohn eines Gutsbeſitzers bei Kaſſel wurde vor einiger Zeit vor 
das hieſige Landrathsamt beſchieden, um den Huldigungseid zu leiſten. 
Der Vater, ebenſo verfaſſungstreu als gewiſſenhaft, fragte vorher bei 
dem betreffenden Beamten an, ob die Eidesform allgemein gehalten, 
oder ob auf eine beſtimmte Verfaſſung Bezug genommen ſei. Als er 
die Antwort empfängt, durch den zu leiſtenden Eid werde allerdings 
der 1860er Verfaſſung Treue gelobt, verbietet der verfaſſungstreue 
Ehrenmann ſeinem Sohne, auf dem Landrathsamte zu erſcheinen. Nun 
folgt eine Vorladung bei Strafe. Auch dieſe bleibt unberückſichtigt; 
der Mann denkt an den Wahlſpruch Philipp's des Großmüthigen: 
„Lieber Land und Leut verloren, als einen falſchen Eid geſchworen.“ 
Geſtern iſt der junge Mann nun aber unter Androhung von Gefäng⸗ 
nißſtrafe vorgeladen, die Verfaſſung von 1860, welche der Bundesbe⸗ 
ſchluß aufgehoben hat, zu beſchwören! Wollen die Herren Bundes⸗ 
tagsgeſandten zu Frankfurt von dieſer Kleinigkeit nicht Notiz nehmen?“ 

Amerika. 
[Die neueſten Poſten aus Mexiko.] Zur Erklärung des 
Angriffes auf Puebla iſt die Bemerkung des Moniteur, daß Lorencez 
auf eine Bewegung der Stadtbevölkerung gerechnet habe, in ſo fern 


zuſammen. 


wichtig, als ſie von Neuem beweiſ't, wie ſchlecht die Franzoſen über 


die Stimmung in Mexiko unterrichtet ſind und wie das Expeditions⸗ 
Korps von den Almonte, Miranda und Genoſſen belogen und betro⸗ 
gen wurde. Die franzöſiſche Regierung hatte das Hauptgewicht auf 
Juarez' Verhaßtheit im Lande gelegt; mit Recht bemerkt jetzt Le Temps: 
„Fortan hat die mexikaniſche Frage eine andere Geſtalt angenommen, 
denn die Intervention beruhte hauptſächlich auf der Hypotheſe von 
Juarez' Unpopularität. Jetzt, wo die Thatſachen ergeben, daß Almonte 
ſich getäuſcht hat und die mexikaniſche Regierung eine wirkliche Regie⸗ 
rung und noch dazu eine populäre iſt, iſt kein Grund mehr vorhanden, 


ſie ſtürzen zu wollen. 


Das Gefecht vor Puebla fand am 5. Mai, dem Todestage 
Napoleon I., ſtatt, was Waſſer auf die Mühle derjenigen iſt welche 
Napoleon III. für einen Kalendermann halten. Das in Mexiko in 
franzöſiſcher Sprache erſcheinende Blatt giebt Nachträge zu dem erſten 
Bericht über das Treffen von Puebla aus denen wir folgendes mit⸗ 
theilen: Nach ihrem Rückzuge aus den Cumbres zog die merikaniſche 
Armee ſich auf Irtapa, San Auguſtin del Palmar, Acultzingo, Amozoc 
und Puebla zurück, während die franzöſiſche, welche alle ihre Lebensmittel 
u. ſ. w. mit ſich ſchleppen muß, langſam mit ihren langen Maulthier⸗Con⸗ 
void ſich vorwärts bewegte. Gegen 9% Uhr Morgens am 5. Mai 
trafen die Franzoſen vor Puebla ein und ſchritten ſofort zum Angriff 
In Mexico wurden während des Gefechts von Stunde zu Stunde 
Telegramme bekannt gemacht, und der Jubel war unbeſchreiblich, als 
der Telegraph meldete, daß die Angriffe der Franzoſen auf die bei⸗ 
den Anhöhen Guadelupe und Boreta, welche die Stadt Puebla be⸗ 


5 herrſchen, ſo wie der Angriff auf die Stadt ſelbſt abgeſchlagen wor⸗ 


den; denn jene beiden Anhöhen hatten niemals als furchtbar gegol⸗ 


ten; als um 8 Uhr Abends der Telegraph „den Rückzug der Fran⸗ 
zoſen nach erlittenen ſchweren Verluſten“ meldete, trauten die Haupt⸗ 
ſtädter ihren Augen kaum; denn jene Poſitionen waren nur provi⸗ 


ſoriſch und unvollſtändig befeſtigt. Die Verluſtliſte iſt nach officiel: 
len mericanifhen Angaben folgende: Auf mericanifher Seite wur: 
den getödtet 9, verwundet 20 Officiere, darunter 2 Oberſten; ge: 
tödtet 83, verwundet 123 Unterofficiere und Soldaten. Etwa dreißig 
verwundete Franzoſen wurden auf dem Kampfplatze aufgehoben, und 
25, nämlich 1 Lieutenant, 6 Sergeanten, 1 Corporal und 17 Sol⸗ 
daten, gefangen genommen. Beim Sturme auf Guadelupe wurden 
die Franzoſen, die ihre Torniſter abgelegt hatten, fo ſchnell zurüd: 
getrieben, daß ſie ſich nicht Zeit nahmen, ihr Gepäck wieder aufzu⸗ 
nehmen, ſondern es den Mexicanern Preis gaben. Die Zuaven ver: 
loren auch eine Fahne, die bereits in Mexico eingetroffen iſt. Die 
mexicaniſche Regierung hat ſcharfen Tadel ausgeſprochen, daß einige 
ihrer Soldaten den Verwundeten und Gefangenen ihre Krim⸗ und 
Magenta⸗Medaillen abgeriſſen und ſich ſelbſt damit geſchmückt haben. 
Am 6. Mai traf in Puebla die Brigade D’Heran, 1600 Mann ſtark, 
ein, nachdem fie die reactionären Banden in Atlirco und Matamores 
Man erwartete am 6ten einen neuen Angriff der 
Franzoſen, als man plötzlich erfuhr, daß dieſelben ſich bis auf eine 
Meile von Guadelupe zurückgezogen und auf zwei Hügeln, welche 
Amelucan und Chachapa heißen, verſchanzt hätten. Abends rückte 


in Puebla die 2500 Mann ſtarke Brigade von Guanaguato ein; 


Zaragoza hatte im Laufe des Tages im Ganzen 4500 Mann Ver⸗ 
ſtärkung an ſich gezogen, weil man erwartete, die Franzoſen würden 
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nur auf jenen Hügeln ihr Gepäck in Sicherheit bringen und dann 
mit ihrer ganzen Macht anſtürmen; ſtatt deſſen blieb das franzöſiſche 
Corps bis zum 8. ruhig und trat dann, Nachmittags 4 Uhr, den 
Train voraus, die Truppen hinterdrein, den Rückzug auf Amozoc an, 
wo es ſich verſchanzte, umſchwärmt von Tauſenden merikaniſcher 
Reiter und Marodeurs, die nach der franzöfiihen Kriegskaſſe, den 
Proviſtonen und Waaren, die ſie von Vera⸗Cruz mitgenommen, 
Verlangen haben. General Zaragoza wollte Amozoc angreifen, er⸗ 
hielt aber Befehl, zuwartend zu verfabren, weil die Regierung noch 
eine Ausgleichung verſuchen wolle, ehe zu einem Kampfe auf's 
Aeußerſte geſchritten werde. Die reactionären Banden harten ſich 
unter Cobas in dem Momente, wo die Franzoſen angriffen, in Cho⸗ 
lula, 13 Stunde von Puebla, vereinigt und waren etwa 4000 Mann 
ſtark; ſie rührten ſich aber nicht, ſondern ließen die Franzoſen im 
Stiche. Am Abend des 5. ward ein Courier, der das franzöſiſche 
Lager verlaſſen, aufgefangen; er hatte folgenden Zettel vom Pater 
Miranda bei ſich: 

San Diego de los Alamos, 5. Mai 1862, 9 Uhr Abends. 

An Herrn General Joſé Maria Cobas. 

Lieber Freund! Das Fort Guadelupe muß heute Nacht genommen 
werden. Vereinigen Sie ſich, ohne eine Minute zu verlieren, mit 
uns und zwar mit der Stärke, die Sie zur Hand haben, und wäre 
es auch nur mit der Reiterei. F. X. Miranda. 

Die Schwarzen kamen aber nicht. Das mexikaniſch⸗franzoͤſiſche Blatt 
äußert ſich über die Lage folgendermaßen: fo viel ſtehe feſt, daß die franzoͤſi⸗ 
ſchen Waffen vor Puebla eine Schlappe erlitten, die jeder Franzoſe beklagen 
müſſe; denn die moraliſche Wirkung bleibe nicht aus, der mexikaniſche Sol⸗ 
dat habe neuen Muth und friſche Widerſtandskraft geſchöpft und die 
Expedition werde jedenfalls ſchwieriger werden, wenn man ſie nicht 
aufgebe, nun man ſich ja doch überzeugt haben müſſe, daß die Reac⸗ 
tion ein elendes Spiel getrieben und vorgeſpiegelt habe, die Mexicaner 
würden ſich den Franzoſen in die Arme werfen, um die Monarchie 
gegen die Republik einzutauſchen; jetzt ſei die Idee einer monarchiſchen 
Reaction obenein dem Fluche des Lächerlichen verfallen, und von 
Almonte, dem Großen, ſei nichts geblieben, als ein großer Ränke⸗ 
ſchmied und Lügner; die franzöſiſchen Bevollmächtigten hätten in ihrer 
Proclamation es ausgeſprochen, daß neun Zehntel der Landesbevöl⸗ 
kerung auf ihrer Seite ſeien; nun habe ſich erwieſen, daß ſie neun⸗ 
undneunzig Procent gegen ſich hatten, und das Reſtprocent habe wäh⸗ 
rend des Kampfes bei Puebla in der Nähe geſtan den, doch kein Glied 
gerührt, ſie ſeien nur flink beim Plündern, Sengen und Brennen in 
wehrloſen Gehöften und Dorfſchaften. 

Abweichend von dieſen mexikaniſchen Quellen iſt die Auffaſſung 
des Times⸗Correſpondenten, von dem jedoch hier bemerkt ſei, daß er 


dem Präfidenten Juarez durchaus nicht gewogen und eigentlich kein] er 


Gegner der franzoͤſiſchen Intervention iſt. 

Aus der Hauptſtadt Mexiko wird der „Times“ geſchrieben: 

„Mexiko, 12. Mai. General Lorencez befindet ſich noch zu Amo⸗ 
zoc, ungefähr 5 Wegſtunden von Puebla. Er befeſtigt den Ort, um 
im Stande zu ſein, ſeine Bagage gut zu ſchützen. Da er über 200 
Wagen, deren jeder von 10—12 Maulthieren bezogen wurde, mitzu⸗ 
ſchleppen hatte, fo fand er es unmoglich, mit einer kleinen Streit⸗ 
macht von 7000 Mann Offenſiv⸗Operationen vorzunehmen: General 
Douet ſoll mit 3600 Mann zu Vera⸗Cruz angekommen ſein.“ 


= Breslau, 18. Juni. [Herr Paſtor Dr. Gillet.] Es 
freut uns, aus verläßlicher Quelle erfahren zu haben, daß des Königs 
Majeſtät dem erſten Paſtor an der hieſigen (reformirten) Hofkirche, 
Herrn Dr. Gillet, das Prädikat „Hofprediger“ beizulegen geruht 
haben. 


Breslau, 19. Juni. [CEiſenbahnverſpätung.] Mit dem heu 
tigen berliner Schnellzuge, welcher rechtzeitig eintraf, kam die ſtettiner Poſt 
nicht mit, weil der Zug von Stettin in Berlin den Anſchluß an den 
Schnellzug nach Breslau nicht erreicht hatte. 


Angekommen: Ihre Erlaucht Frau Gräfin Erbach⸗Schönberg aus 
Darmſtadt. Se. Excellenz Graf Sandretzky⸗Sandraſchütz aus Langen: 
bielau. Oberſt und Abtheilungschef im großen Generalſtabe v. Heſſe aus 
Berlin. Ibre Excellenz Frau General:Lieutenant v. Baczko aus Danzig. 
Wirklicher Geheimer Rath, ehem. Fürſtbiſchof Graf Sedlnitzky aus Groß⸗ 
Sägewitz. (Pol.⸗Bl.) 


Breslauer Sternwarte. 


18. Juni 10 U. Abds.] 27 5,48 | +11,9 D. 0. | Halbheiter. 
19. Juni 6 U. Morg.] 27 4,75 | +9,8 NW. 2. | Bedeckt. Regen. 


Aufklärung über die Schlacht bei Magenta. 

Die Redaktion der Breslauer Zeitung hat den Dank der Leſer durch die 
Mittheilungen über den italieniſchen Krieg von 1859 verdient, der beſon⸗ 
ders dadurch für die Franzoſen glücklich ausfallen mußte, daß ſie nach der 
Schlacht von Montebello, nicht, wie erwartet wurde, mit dem rechten Flü⸗ 
gel, ſondern mit dem linken Flügel vorgingen. Alle Marſchälle waren bei 


dem von dem Kaiſer gehaltenen Kriegsrathe der Meinung, auf der Straße 5 


nach Pavia vorzugehen; doch in dem Hauptquartier befand ſich ein junger 
piemonteſiſcher Major, Graf Piola, welcher vorher Chef des General⸗Stabes 
der in Novara ſtehenden Diviſion geweſen war, mithin die Uebergänge 
über den Teſſin auf der Hauptſtraße nach Mailand kannte; dieſer wurde 
bei dem Kriegsrathe über die Fortſetzung der weiteren Unternehmungen 
gegen das öͤſterreichiſche Heer zugezogen, welches den Angriff der Franzoſen, 
von dem rechten Flügel derſelben her, erwartete. Der Kaiſer unternahm 
gegen die Stimmen ſeiner Marſchälle den Flanken⸗Marſch und behielt den 
gedachten Piola bei Magenta ſtets an ſeiner Seite. Er ſiegte, und gab ſo⸗ 
fort dem Piola den Orden der Ehren⸗Legion. Dieſer Offizier, ein Mann 
von hoher Bildung, iſt jetzt General und befehligt eine Brigade in Ferrara, 
wo er mit auf mehreren Schlachtfeldern verdienten Orden geziert, jetzt die 
reichſte, vornehmſte und gebildetſte junge Dame daſelbſt 2 me hat. 
Sein eben ſo tapferer Bruder wurde von Garibaldi, als Dictator von 
Sicilien, zum Marine⸗Miniſter ernannt. Sein Vater, geachteter höherer 
Verwaltungs⸗Beamter, hat ſich in dieſem Fache als Schriftſteller ausge⸗ 
zeichnet. In Italien iſt gewöhnlich die vornehmſte Geſellſchaft zugleich auch 
die gebildetſte. M. P. 


Was ich erlebte, was mir auffiel. Erinnerungen vermiſchten 
Inhalts; von Baronin Louiſe Kotz. Prag 1861, bei J. A. Cred⸗ 
ner. 8. 3 Bände. 

Seit dem Bekanntwerden der Aeußerungen Humboldts und den Aufzeich⸗ 
nungen Varnhagens, iſt man aufmerkſamer auf dasjenige . was 
in den maßgebenden Kreiſen vorgeht, während man ſich 5 
Volks⸗ und Dorf⸗Geſchichten, mit Kinder⸗Mährchen und dergl. beſchäftigte. 
Hier liegt ein Werk vor, das ebenfalls einem höheren Kreiſe angehört. Zwei 
Stiftsdamen, den erſten Familien Böhmens angehörig, deren Bruder mit einer 
Fürftin v. Auersperg vermählt iſt, brachten ihre 1 nicht am Bus 
zu, ſondern lebten unvermählt für die a t, um ſich ſelbſt auszubil⸗ 
den, in der Meinung, daß das Lernen erſt 1 fi wenn man die Schule 
verlaſſen hat. Zu ihrer Ausbildung machten ſie Reiſen durch Deutſchland, 
Ungarn und alle Theile des öſterreichiſchen Staates, beſonders aber auch in 
Italien, und kamen überall mit den bedeutendsten Perſönlichkeiten in Per⸗ 
bindung, beſonders da fie die wiſſenſchaftlichen Congreſſe in Venedig, Mai⸗ 
land, Genua u. ſ. w. beſuchten. Außerdem aber war ihr Salon der Ver⸗ 
ſammlungsort der Prag beſuchenden ausgezeichnetſten Geiſter, und in Carls⸗ 
bad, wo ſie oft waren, brachte der verſtorbene Großherzog von Weimar ge⸗ 
wöhnlich ſeine Abende in ihrer Geſellſchaft zu. Die eine dieſer beiden 
Schweſtern ſtarb vor Kurzem; jetzt bat die Ueberlebende in dieſen 3 Bän⸗ 
den ihren Freunden mitgetheilt, was ſie erlebte, was ihr auffiel. 
Der Leſer wird hier vielen Bekannten begegnen, von denen wir nur unſern 
Landsmann, den Geheimerath Göppert erwähnen. Da die Perfaſſerin 
zugleich eine tüchtige Landſchaftszeichnerin iſt, hat ſie dieſem Werke eine 
große Anzahl von Lithographien beigegeben, eine Auswahl von mehr als 


onſt mehr mit 9 


undert Anſichten, welche ſie auf ihren Reiſen überall gezeichnet hat. Alle 
5 e oder lithographirt, um ſie an ihre Bekannten en 


Tele iſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Par ala a ir Nachm. 3 Uhr. Die Börſe war geſchäftslos. Die 
Zproz. eröffnete zu 68, 40, ſtieg auf 68, 45, wich alsdann bis auf 68, 35 
und ſchloß unbelebt und matt zu demſelben Courſe. Conſols von Mittags 
12 Uhr waren 92 eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 68, 35. 
4% rz. Rente 96, 90. Zproz. Se 49%. Iproz. Spanier —. Silber⸗ 
nleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 513, Eredit⸗mobilier⸗Aktien 
848. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 611. Oeſterr. Credit⸗Aktien — 
London, 18. Juni, Nachm. 3 Uhr. Knie 91%. Iprz. Spanier 44%, 
Yrertaner 29%. Sardinier 81%. Sproz. uſſen 96. 4%proz. Ruſſen 91. 
Wien, 18. Juni, Mittags 12 Uhr 30 Minuten. etzt 1 
öprz. Metallig. 71, —. 4 Kprz. Met. 63, —. Bankaktien 830. rdbahn 
205, 20. 1854er Looſe 93, —. National⸗Anleihe 83, —. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 260, —. Creditaktien 217, 10. London 128, 30. Hamburg 
95, 60. Paris 51, —. Gold —,—. Silber —, —. Glifabetbahn 162, —. 
Lomb. Eiſenbahn 290, —. 1860er Looſe 93, 20. 
Frankfurt a. M., 
Effekten Anfangs flau, 


91%. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 134%. 
914. Dermfädler Bank⸗ Aktien 218. Darmitädter ettelbank 248. 
5proz. Metalliques 53%. 4 proz. Metallig. 48%. 1884er Looſe 72%. 


„National⸗Anleihe 63. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb⸗Aktien 235. 
Seher. Bant-Yntheile 761. Defterr. Credit⸗Aktien 199%. Neueſte öſterr. 
Anleihe 73%. Oeſterreich. Cliſabet⸗Bahn 118. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 34%. 


. Litt, A. 124%. 
gg uni, Aach 2 Ubr 30 Minuten. Börſe ſtille. — 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 63%. Oeſterreich. eng ei a 


Vereinsbank 101%. n N Rheiniſche 92. 
5 i 4%, Wien —, —. Petersburg —. 
a Were 18 Juni. [®etreidemartt.] Weizen loco unverändert 
gehalten, ruhig; ab auswärts hoch gehalten. Roggen loco, abermals höber, 
ab Königsberg pr. Juli⸗Auguſt zu 79—80 Verkäufer. Oel pr. Okt. 28% 
bis 28%. Kaffee; kleines Conſum⸗Geſchaft. Zink ſtille. 
Liverpool, nm Juni. nden A 15,000 Ballen Umſaß. — 
iſe } vergangen . s 
Da ER Tal, Setreinemartt Schlußbericht). Engliſcher und 
fremder Weizen zu höchſten Montagspreiſen verkauft. Frühjahrgetreide 


8 ön. \ 
ee, 18, Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen, 
polniſcher 5 Fl. höber. Roggen loco preishaltend, Termine 3 Fl. höher. 
Raps September⸗Oktober 78. Rüböl Herbſt 45 ,. 


B—b 
Berliner Börse vom 18. Juni 1862. 
Fonds- und Geldeourse, waren 
101 bz. Oborsehion. B. . 79,134 J22½ B. 
4% 9% B. dito 0.78 ½ 12 bz 
101% ba. dito Prior a.. De en 
109 dito Prior B. — 3 — — 
107%, B. dito Prior C0. — 96 G. 
83% bz. dito Prior D..| , b. 
— — dito Prior E..| 3½%85 B. 
101%, bz dito Prior F..| — 4½ 101 G. 
% bz 3 ; 1 = — Kb 
101%, G. Prinz-W. (St. 2. 
1 0 0 ER 7 1 93% ba. u. G 
100 % bz dito (8t.) Pr. — 4101 6. 
104½ 6. to Prior, — 1419 8. 
@. dito III. Em. | — 4 887% ba. 
bz. Nahebahn | — 32 bz. 
6. Ruhrort-Crofeld. 34% 2% B 
bn. Btarg.-Posener ..| 4 31,997, bz 
% G. üringer 6% 119% bz 
B. Wilhelms-Bahn .} — j A | — — 
5 B. dito Prior ...| — ! A [91% bz. 
* dito III. Em. | — 4. 
bz. dito Prior St. — 4½92½ B 
4 100 B. do dito — 8 84 B. 
8 09% ba. 
119. 64 8. Preuss. und ausl. Bauk-Actien. 
Ausländische Fonds, FAN 
a Metall 5 155% B. Berl rein. 4 
to 84er Pr.-Anl. | 4 13 5. Br.. Ses. ** 4 
dito neue 100-fl.-L. — 70 B. Berl. W.-Ored.- G.! — 5 
dito Nat.-Anleihe. 5 64, & % b. | Braunschw.Bank| 44 
dito Bankn.n.Whr.| — 78 % bz.u.B, Bremer 51 4 
uss. Anleihe ..| E 95 ½ bz. Coburg. Oredit-A.| 3 | A 
dito 8. Anleihe...| 5 87 bz. Darmst, Zettel -B.“ 85 | 4 
dito poln. 8ch.-ObL.| 4 8514 bz.u.G Darmst.Oredb.-A.| 5 4 
Poln. dbriefe ...| 4 | — — Doss. Oreditb.-A. | — | 4 
dito III. En. 4487 ba. Disc.-Om.-Anthl. | 6 | A 
boln. Obl. & 500 Fl. 4 83 ½ B. Genf. Oredich.-A. 24 
dito 4 300 FI. . 5 |95 8. Gerser Bank. 5 4 
dito à 200 Fl. . 2½ 6. Hamb. Frd. Bank] d 4 
Poln. Banknoten „...| 87½ br. „ Ver „ DN A 
Kurbess. 40 Thir. ...| — 561, etw. bz Hannov. „ 46 4 
Baden 35 FI.. . . . . . — 1 B. Leipziger 2 1 
L brg. 10 
Action-Course, Mad = A Ay 4 
Dix. 2. Mein.-Oreditb.-A 4 
188]; F. Minerva-Bwg.-A.| 8 
2 7 bz Osster. Ordtb.-A. 7. 6 
t. % 33 ba. Pos. Prov.-Bank 2 4 
Amst.-Retterdam| 65, 4 8 ½ bz Preuss. B.-Antbl 4 7 
sche 5 410% bz Schl. Bauk- Vor. 6 
8½̃ 4 140% bz Thüringer Bank 2 450 
6 4118 8. Weimar. Bank,.| 4 1480 6 
11 | 4 fies etw. bz. 
7% A |128%, ba. Wechsel-Course. 
41,4 125% 4 125 bz. Amsterdam 10 T. 143% ba. 
* 1248 12 8 A eee 2 K. 167 — 
. . u Hambu rr 8 T.J161 2. 
8 438% G. * bz. 
224,| A 97 6 21% bz 
1 443% @ 'aris M. r. 
7 24 b Wien österr. Währ. Js T. 78 ½ bz. 
2%] %% & ½ be 1 e e e M. 78% bu. 
2 uga burg M. 56. 22 G. 
20 487 b. E T. % a. 
4 %%% . 8 ac 6. 
144] 4 [70 B. Frankfurt a, M M. 58. 24 bz. 
3 4 j62% da u. Petersburg W. es ba. 3 M. 88 ½ ba 
— 47 — — araschauunu T. 87 Iz 
7773 ½%182 ba. Bremen +18 T. 706 % ba 


Breslau, 19. Juni. Wind: Welt. Wetter: regnicht. Thermome⸗ 
Früh 10° Wärme. Der Waſſerſtand der Oder iſt 3 Zoll gefallen. 


ter 
eo war heut mehr als geſtern, die übrigen Getreidegattungen ſchwächer 
angeboten. 

Weizen wurde daher billiger erlaſſen; pr. 85pfd, weißer 74—86 Sgr., 
gelber 73—85 Sgr. — Roggen bei vermehrter Kaufluſt preishaltend; pr. 


Sapfd. 52 — 55 — 57 —60 Sgr., feinſte Sorte über Notiz. — Gerſte eher 
ruhiger; pr. 70pfd. weiße 38 ½ Sgr., geringere HE ar Sgr. — Hafer 
feſt; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25½—27 Sgr. — Koch⸗Exbſen ohne Frage. — 
Wicken geſchäftslos. — Bohnen ruhig. — Delfaaten, Rübſen bei 
guter Kaufluſt höher 3 — Schlaglein wenig gefragt. 

r. 


pr. Schfj. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 75—82—86 Erbſen. 4550-55 
Bun See tige ur de en 33—37—40 
eringer u. blauſpitziger 68—70— gr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
Rogen ñ 52—56—61 Schegleiafaat 1 188 0 
Bere „ 36—38— 41 Winterraps — 


afer a be Wing enden 210216228 
eeſaat wenig Handel, rothe 6—9—10—11—12 Thlr., weiße 6—9 
dis 1315-16 Tölt. N 
Kartoffeln pr. Sad a 150 Pfd. netto 2—25 Sgr. 


Poſen, 18. Juni. Wetter: regneriſch. Roggen: feſt eröffnend, ſchließt 
matt, Get, — Wispel. Loco per d. Monat en no a 
uni-Juli 43% Br., „ Gld., Juli⸗Auguſt do, Auguſt⸗September do., 
ptember⸗Oktober 43% Gld., X Br., October⸗November 43 ½ Br. 
Spiritus: hoher, ſchließt ruhiger. Gel, — Ort. Loco ſper d. Monat 
18%—%—18 bez. u. Gld., gli 17. —4—% bez. u. Br., Auguſt 18%, 
bez., 18 Br., September 18 Br., Oktober 17% Gld., % Br., Novbr. 17 Br. 
Hartwig Kantorowicz Söhne. 


N Telegraphiſche Depeſche. 
Semlin, 18. Juni. In Belgrad Waffenſtillſtand. Die 
Serben errichten Barrikaden in der Stadt. Großer Zuzug 
vom Lande. 


urn nenn neren. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


E 


